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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.02.2001 

Geschäftszahl 

2000/17/0252 

Rechtssatz 

Die behaupteten Nachteile, die aus der Verzögerung der dem Abgabepflichtigen nach seiner Auffassung 
zustehenden Rückerstattung der geleisteten Getränkesteuer für alkoholhältige Getränke resultieren, sind keine 
von der konkreten Besteuerungsangelegenheit, bezüglich derer Stundung beantragt wird (hier also der Kanal- 
und Wassergebühren), ausgehenden Wirkungen, resultieren sie doch aus einer anderen 
Besteuerungsangelegenheit, nämlich jener betreffend die Getränkesteuer. Von derartigen Verzögerungen wären 
auch jene Getränkesteuerpflichtigen betroffen, welche ihrerseits der betreffenden Gemeinde keine sonstigen 
Abgaben schulden. Für eine Besserstellung des Abgabepflichtigen gegenüber der letztgenannten Gruppe von 
Abgabepflichtigen durch Stundung der geschuldeten, hier in Rede stehenden nicht die Getränkesteuer 
betreffenden Abgaben unabhängig davon, ob mit ihrer Entrichtung erheblich nachteilige Auswirkungen auf seine 
wirtschaftliche Situation verbunden wären, besteht keine Rechtsgrundlage. 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 
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